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Bonn, den 4. März 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Flüditlings-Notleistungsgesetzes 

mit Begründung. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 215. Sitzung am 26. Februar 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Uzüversätäts-BiudLcLruckerei. Bonn 
AlleinvexlTieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraßc 54, Telefon 35 51 



Drucksache 1656 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über Leistungen zur Unterbringung 
von Deutschen aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone oder dem sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin (Flüchtlings-Notleistungsgesetz) vom 9. März 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 45) in der Fassung des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Flüchtlings- 
Notleistungsgesetzes vom 14. Mai 1957 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 498) wird wie folgt geändert: 


In § 43 werden die Worte „31. März I960" er- 
setzt durch die Worte „31. Dezember 1962". 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Die Geltungsdauer des Flüchtlings-Notleistungs- ; 
gesetzes läuft nach Artikel 1 Nr. 2 des Zweiten i 
Gesetzes zur Änderung des Flüchtlings-Notleistungs- ; 
gesetzes vom 14. Mai 1957 (BGBl. I S. 498) am 
31. März 1960 aus. Wenn es auch im gegenwärtigen 
Zeitpunkt nur selten in der Verwaltungspraxis An- 
wendung findet, so kann auf seine Weitergeltung 
dennoch nicht verzichtet werden, da es den Ländern 
die rechtliche Handhabe gibt, im Falle eines an- 
wachsenden Flüchtlingszustroms eintretende Not- 
stände schnell zu beseitigen. Die politische Situation 
in der SBZ ist für einen längeren Zeitraum nicht 
übersehbar, so daß weiterhin mit anomalen Zu- 
ständen gerechnet werden muß. 

Auch der Zustrom von deutschen Aussiedlern aus 
den deutschen Ostgebieten unter polnischer Ver- 
waltung ist noch nicht abgeschlossen. Zwar ist die 
Aussiedlung im Jahre 1959 erheblich zurückgegan- 
gen, weil Polen die Aussiedlertransporte seit Mitte 
Februar eingestellt hat. Es muß aber damit gerech- 
net werden, daß der Zustrom der Aussiedler wieder 


; anwächst. Beim Deutschen Roten Kreuz sind noch 
I rund 140 000 Personen registriert, die ihre Umsied- 
; lung aus dem polnischen Bereich in die Bundesrepu- 
blik an streben. 

Auch die Aussiedlung aus anderen Ostblockstaaten 
kann u. U. wieder anwachsen. 

Von der Mehrheit der Bundesländer wird ebenfalls 
die Auffassung vertreten, daß unter den derzeitigen 
Verhältnissen die Notwendigkeit besteht, die Gel- 
tungsdauer des Flüchtlings-Notleistungsgesetzes 
nochmals zu verlängern. 

Im Hinblick auf die Änderung des Haushaltsjahres 
ab 1960 ist als Termin für die Verlängerung der 
31. Dezember 1962 gewählt worden. 

Die Saar-Klausel ist nicht erforderlich, da das Ge- 
setz in der Fassung vom 14. Mai 1957 durch das 
Gesetz zur Einführung von Bundesrecht im Saar- 
land vom 30. Juni 1959 (BGBl. I S. 313) im Saar- 
land gilt. 


2 



